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Bitzung vom 23 .Mai1930

Vizebgm.Hosseröffnetum17UhrdieSitzung .EsliegteinDring-¬
lichkeitsantrag des GR. Millikund Genossenvor ,der darauf verweist ,dassinfolge
unverantwortlicherBauführungbei EntfernungvonHauptstützpfeilernderBe¬
standeinesHausesgefährdetist unddassbeiEntfernungdermassivenStütz¬
pfeiler bei einer eventuellenErschütterung ,hervorgerufendurchhorizontale
Stosswirkung ,oderbei einer BrandkatastropheinfolgeDeformierungdesEisens
durchdie HitzeEinsturzgefahrbesteht .Diesist tatsächlichbei demHausin
derAlserbachstrassezugetroffen .AufGrunddieserTatsachewurdevonderMagis¬
tratsabteilung 56 am24 .Oktober1928eine VerschärfungderBauvorschriften
imBezugaufPfeilerentfernungenerlas sen .DaaberdieserErlassdieEntfernung
vonEck- undSchmieslpfeilernnichtstrikte verbintet,wirddies nochimmerge¬
handhabt,wie amHauseMariahilferstrasse 91 Ecke Kasernengassezu sehenist ,

woandemvierstockhohenGebäudebeideEckpfeiler ,sowieeinTeilderParterre¬
pfeilerimZugederMariahilferstrasseundKasernengassevollständigentfernt
wurden.Obwohles statischzulässigist ,wirddochdurcheinensolchenkünftigen
Eingriff an den Eckpfeilern der organische Zusammenhangdes Hausesaufdas
gröbstegefährdet . WelcheGefahrfür die BewohnerdesHausesunddiePassanten

durch eine horizontale Stosswirkung ,für die ein Bauwerkunter normalerBedin¬
gungnich .berechnetist,entstehen können ,zeigt der Fall in derGentzgasse,
wo am 16 ,Mai ein städtischer Autobus trotz der grossen Strassenbreite an- ¬
einenmassivgemauertenEckpfeileranfuhrunddiesenbisaufeinenkleinenRest
abscherte .NurdieserkleineRestwarnochdie Stütze ,die einegewaltigeSen¬
kungeventuelleinenEinsturzdesHausesverhinderthat . DeramtsführendeStadt-¬
rat derVerwaltungsgruppeVIIsoll daherbeauftragtwerden ,zuveranlassen ,dass
EntfernungenvonPfeilern jeder Art an denHäusereckenundAbkappungen,ferner
bei denHuustor - undFeuermauerpfeilernuntersagtwerden.

OhneDebattewirdzunächsteineReihevonAnträgengenehmigt. Sodie
ErrichtungeinerWohnhausanlagein derLaxenburgerstrasse98mit14lWohnungen,
einesWohnhausbauesin derEinsiedlergassemit92Wohnungen,derSiedlungsanlage
Laaerstrassemit58Siedlungshäusern,desWohnhausbauesamLaaerbergmit771
WohnungenundeinerAnlagein derVoltagassemit1l Wohnungen. DerBaueiner
Doppelschlachthalle für Rinder und Pferde in der Wiener Kontumazanlage ,Grund¬
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Gemeinderatssitzungvom23 .Mai1930 II . Blatt
die Widmungeines Ehrenpreisesvon1000Schillingfür die Genossenschaftder
bildendenKünstler ,Bezugsregelungfür die AbteilungsärzteundAnstaltsärzte
derWienerstädtischenWohlfahrtsanstaltensowiederAbschlusseinesVertrages
zwischender GemeindeWienundder österreichischen Gesolsschaft vomroten
Kreuz ,betreffendUnterbringungvonKnankenin der VolksheilstätteGrimmenstein
werdenebenfalls ohneDebattebeschlossen .

GR. Hartmennberichtet sodannüber die AusführungeinerWohnhaus-¬
anlageinderDiefenbachgassemit127Wohnungen,1Jugendheimund1Geschäfts-¬
lokalnachdenPlänendesArchitektenLeoKammel. BaukostenrundzweiMillioren

Schilling .

GRtin .Dr. Motzko( . . )fragtan ,nachwelchemModusdieUebertragung
vonRäumen,wiezumBespielein Jugendheim,erfolgt.Eünmalwurdeunsgesagt,
es handlesich umeine einfache Vermierung ,sogar ohneVertrag .DanundieJu¬
gendheimeusw. indenstädtischenNeubauteneingerichtetübergebenwerden ,die
GemeindejedochkeineMöglichkeiteinerSchadloshaltunghat ,ist daseineetwas
sorglosePreisgabevonGemeindegut. BeiderVergebungsolcherRäumlichkeiten
wirdganzparteimässigvorgegangen .DieJugendheimewerdennur demsozialis¬
tischenVereinJugendheimübergeben ,die sogenanntenKinderaufenthaltsräumeden
Kinderfreunden und die Büchereien demsozialistisch orientierten VereinVolks¬
heim .Auchdie VergebungvonGeschäftslokalenfür die Blindenindustrieerfolgt
nachparteipolitischen Grundsätzen . Eserhalten nur solcheBlindeGeschäftslokale,
diebeimsozialdemokratischenBlindenverbandsindundvondiesemWareninKom¬
missionüberhehmen.AlledieseDingemüssengründlichgeändertwerdenundwir
kündggennunan ,dasswirmitallemNachdruckdieZuweisungvonJugendheimen
usw . instädtischen Neubautenan unsere Organisationenzu erlangen suchenwer¬
den. Wirverlangen ,dasswirkünftigebensoberücksichtigtwerdenwiedieso¬
zialdemokratischenOrganisationen .( Beifall ,bei der . . )

GR. Haider( . . )erklärt ,dasses Pflichtaller öffentlichenFakto¬sein
ren/müsse ,alle Bestrebungen zu begrüssen ,die geeignet sind ,dieWohnungskultur
zu heben . Wennauch die von Ihnen ausgeführten Bauten nicht nach unserem Ge¬

schmacksind ,somüssenwirdochanerkennen,dassdieseIhreBestrebungenein
StückHebungder Wohnungskultur,Hebungder sozialen Lagebedeuten .Leider
abernehmenSie in diese so wichtigenkukturpolitischenFrageeinenreingy
parteipolitischen Standpunktein ,indemsie die WohnungennurSozialdemokreen
zuweisen .DerRednerweist sodanndarauf hin ,dass es am . .Jänmrds . J .in
Wienfast16. 000WohnungssuchendegegebenhabeundwirftdieFrageauf ,ohes
wirklich möglichsei bei demWohnhausprogrammder Gemeindealle dieseWohnungs¬
suchende zu befriedigen .Schliesslich verlangt er Aufklärungen über das in dem

WohnhausbauuntergebrachteJugendheim,dasvonSteuergeldernerbaut ,
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Gemeinderatssitzungvom23 .Mai1930. III ,Blatt
werden ,aber marxistischenZweckendienensoll ( LebhafterBeifall bei der . . )

St . . Weberst 11tgegenüberdenAusführungenderGRtinMczko
fest ,dassin demBeschluss überdie DurchführungdesWohnbau¬
programmesausdrücklichderEinbauvonJortragssälenin die städtischenWohn¬
hausbautenvorgesehenwordensei . Eshandeltsich da umeine alte Forderungder
WohnungsreformermanwilldurchdieseMassnahmenerreichen ,dassdieJugendvon
der Strasse und die ErwachsenenvomBesuch der Gasthäuser ferngehalten werden .

. Solche Lokale dienen in erster Linie den Kindern der in derbetreffenden
WohnhausanlagewohnendenMieterundwenndieseMietereineHausgemeinschaft
gründenundsich irgendeinemVerbandanschliessen ,so ist das ihre Sache ,in
die sich die Hausverwaltungnichteinmengt. BeieinergrossenWohnhausanlage
ist die Vergebungsolcher Lokale für Zweckevon JugendheimenanParteiorgani¬
sationenausgeschlossen,dadamiteinständigerHerdvonExzessengeschaffen
werdenwürde . Wirmüssenuns dagegenverwahren ,dass manhier ,wogar keinePar¬
teipolitik getriebenwird ,versuchtdie Parteipolitikhineinzubringen. Wenn
GR .Haider der Meinungist ,dass die auf Grunddes WohnbauprogrammsderGomeinde
gebautenWohnungenfür die vielenWohnungslosenin Wiennicht genügen,somöge
er sich bei seiner Partei dafür einsetzen ,dass der Gemeindedie vonihrin
AnspruchgenemmenenBundeszuschüsseimvollen Ausmasszur Verfügunggestellt
werden .( Lebhafter Beifall bei der Mehrheit ) . .

DerReferentenantragwirdangenommen.
GR. Rzehakreferiert über die Errichtung eines WohnhausbauesXI . ,

MolitorgasseunderInanspruchnahmeder BundeszuschüssenachdemWohnbauför¬
derungsgesetz.DerWohnbauenthält391. WohnungenmitderüblichenAusstattung.
DieBaukostenbetragenSchilling7,,034 . 803davonentfälltaufdenGrundpreis
ein Betrag von Schilling251. 906.

St . . Kunschak( . . )bemerkt ,es handelt sich hier ;daserstemal
umeinBauprojekt,dasdurchdieWohnbauförderungsaktiondesBundesermöglicht
werden soll . St . . Weberhat die Minorität aufgefordert ,die Gemeindedatin zu

unterstützen ,dassihr in höherenMasseBundeszuschüsseerteilt werden .DieEr¬
füllung dieses Wunschesmuss an die Bedingung geknüpft werden ,dass überdie

Finanzierungsolcher mit BundeshilfeaufgeführtenBautenvolle Klahrheitge¬
schaffenwerde .Dasist bisher in keiner Weisegeschehen . BeidemBau ,umden
es sich hier handelt machendie lo Prozent ,die von der WienerLandeshypotheken¬

anstalt in Anspuchgenommenwerdenmüssen ,rund 280 . 000Schillingaus . Das
erfadert jährlich einen Zinsendienst von über 19 . 000Schilling . Werzahltdie
Zinsen ? Werdensie auf den Mictzins umgelegt ? Oderübernimmt die Gemeindedic

Zinsen ,„ Undwonndasder Fall ist ,in wolcherFormwirddie Bedeckunggefunden?
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Gemeinderatssitzungvom23 .Mai1930 IV. Blatt
Aberauchfür die 50Prozent ,die vonderWohnbauförderunggegebenwerden ,ist
eine 3prozentigeVerzinsungzu leüten .Wofindendiese ZinsenihreBedeckung.
Ausser der Verzinsung mass aber für die 90 Prozent Leihkapital auch ein Til¬

gungsplanaufgestelltwerden .WemsollendieTilgungsquotenangelastetwerden?
Es müsste heute beschlossen werden ,welche Bgträge für die Varzinsung undAmor¬

tisation benötigtwerdenundes müssteausgesprochenwerden ,wodieseBetfäge
im Budget ihre Bedeckung finden .Das Referat muss nach dieser Richtung ergänzt

werdenundwirstellen daherdenAntrag ,dassdieser GegenstandvonderTages¬
ordnungabgesetztundan denStadtsenatbezw .an denWohnbauausschusszurneuer¬
lichenBehandlungzurückgewiesenwerde ,SieverlangenunsereHilfebei denBun¬
deszuschüssen,wennSieaberdie Bundeszuschüssehaben ,kennenSieunsnicht
mehrundweisendanndieWohnungennachIhremGeschmackzu. WennSieschondie
Bundeszuschüssein Anspruchnehmen,müssenSie die auf diese Weiseentstandenen
Wöhnhausbautenændersbehandelnunddas ,waswirgenerellfür alleWohnungszu¬
weisungenverlangen ,wenigstenshier zur Anwendungbringen ,dassnähmlichdie
Wohnungendurch eine eigene Zuweisungskommissionvergebenwerden . WirhabenEr¬
fahrungendarüber ,dass Bundesangestellte ,die nicht Ihrer Organisationange¬
hörenkeine Aussichthaben ,in denWohnhausbautenunterzukomm. Dabestehtzum
Beispiel bei den Eisenbahnern eine eigene Zuweisungskommission ,die ein Bestand¬

teil dersozialdemokratischenParteiist .AngestelltederPoliæi werdengrund¬
sätzlichaßgewiesen,wennaberHerrSchabendesWohnungsbedarfeinesPolizeiman¬
nesanerkennt ,bekommtder Betreffendeeine Wohnung. DieZuständedie dabestehen,
schreichförmlichzumHimmel .Daist ein Bundesangestellter ,der 10 Jahrein
Italien das faschistische Systemder Entnationalisierung über sich hatergehen

lassenmüssenin denösterreichischenBundesdienstübernommenworden ,erbekommt
aber hier keineWohnung,der Mannwohntteilweise imBürooderbeiAmtskollegen,
dieFrauwandertbeiBekanntenherum,die4Kindersindaufgeteilt( Hört' Hört!bei
der . . )Wennder Bundfür die WohnbauförderungsolcheRiesensummenmitge¬
ringfügigerVerzinsungzurVerfügungstellt ,müsstees ganzselbstverständlich
sein ,dassein bestimmterTeildieserWohnungenfür die Bundesangestelktenbe-¬
reitgestelltwird. Wirfoædenndaher ,dasseineKommissioneingesetztwirdfür
die Zuweisungfon Wohnungenund WieseKommissionwird einen Schlüsselfestzu -
setzen haben ,nach welchemden BundesangestelltenAnteile an denneuerbauten
Wohnungenzugesprochenwerden .Die in demWohnbauförderungsgesetzaufgestellte
Bedingung,dassdieGemeinde,umdieBundeszuschüssezuerhaltendieprivateWohn
bautätigkeit fördern müsse ,wird nicht nur nicht erfüllt ,sondern die private
Bautätigkeitnochhintangehalten .Dahat sichein MannganznahederGartenstadt
am Tivoli ein Häuschen bauen wollen ,die E .Werke haben ihm aber für denAnschluss

an das Hochspannungskabel ,also für die Zudeitung des Stroms 19 . 190Schilling
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vorgeschrieben(LebhafteHört!HörtrufeundRufeSkandalösbeider,E. . )Davon
sind13. 000Schillingsofortzuerlegen. DabeisollenallebeigestelltenEin¬
richtungenEigentumder E .Werkebleiben( Hört! Hört !bei der . L) Wenninner¬
halb5 JahrenandereAnschlüsseerfolgenwirdunterAbschreibungdesAbnüt¬
zungsprozentesderaliquoteTeilvondiesemBetragabgeschrieben,abernach5
JahrenerlischtauchjedersolcheAnspruch(LebhafteHört!Hörtrufebeider . L.7DabeihandeltessichumeinvollständigesaufgeschlossenesGebiet,dieStrasse
ist bereitselcktrischbeleuchtet ,dieBaustelleist 50McterweitvonderGar¬
tenstadt Tivoli entfernt . Esist selbstverständlich ,dass der Mannnichtbaut .
Ein solches Vorgehenist eine bewussteUnterbindungder privatenWohnbau¬
tätigkeit . DerRednerverweistdarauf ,dassBadenbei WieneinenRiesenkomplex
erworbenhat ,parzelliertundmitvollkommeneingerichtetenStrassenzügenver¬
schenhat . DasGeländewurdedannderBevölkerungzurVerfügunggestolltund
os ist darauf ,mankannfast sagen ,ein neuesBadenentstanden ,ohnedassdie

BewohnermitsolchenDingenbelastetwerden .ImGogensatzdazunimmtdieGemeinde
einenKrämerstandpunktein .(ZustimmungbeiderE . ) WennSiewollen ,dasswir
Sie in der Frageder WohnbauförderunggegendenBundunterstützensollen ,dann
müssenSie vorherdie BedingungendesgeschriebenenGesetzesunddieBedingun¬
gendiesGesetzesderpolitischenMoralerfüllen . WennSieabervonunsVor¬
spanndienstewollen,könnenwirmitIhnenkeinegemeinsameSachemachen.(Leb¬hafter Beifall bei der . . ) Der Vorsitz .GR. Hofbauererklärt ,dass zur Ab¬setzung eines Geschäftsstückes nur der Bürgermeister berechtigt ist .

St . . Breitnererwidert auf die Frageder FinanzierungunddesZin- ¬
sen- undAmortisationsdienstesfürdiemitBundeshilfeaufgeführtenWohnungen,
dassdarüberbereitseinGemeinderatsbeschluss,undzwarvom28 .Jännerds .J .

Der§ 8 des Bundeswohnbauförderungsgesetzesbesagt ,dass derTilgungsdienst
erstmitdemKalenderjahrzubeginnenhabe ,in demdasHausbenützbarvollendet
wird. Daheuernichteinmaleinesbezugsreifseinwird ,werdenwirerstvon1931
angenötigtsein ,indasreguläreBudgeteineentsprechendePosteinzusetzen.
EsbestehtdaherkeinAnlass,dasGeschüftsstückvonderTagesordnungabzusetzen.

GR. Schiener( . . )erklärt ,dassdieunerhörteSteuerpolitikSowerbe,
HandelundIndustriedemRuinzugeführthabe. Bisheutewurdennichtwenigerals
573,000. 000SchillingausderWirtschaftherausgepresstundfürdieWohnhausbau-¬
ten verwendet .EinsolcherZustandist auf die Daueruntragbar .Imübrigenschlie
sichderRednerdemAntragnachAbsetzungdesGeschäftsstüeksan.(Beifall).

ST. . Kunschak( . . )nimmtnocheinmalzurFragederFinanzierung
dermitBundeshilfeaufgeführtenBautenStellung . 60ProzentderBaukostenwerde
als Hypothekaufgenommen.Dadies ein zwischenzeitlicherBaukreditist ,muss
erverzinstwerden. WieerfolgtdieVerzinsung?
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Gemeinderatssitzungvom23 .Mai1930 VI. Blatt
St . . Breitner verweist noch einmal auf den § 8 desBundeswohn- ¬

bauförderungsgesetzes .Imührigenwerdeer alles veranlassen,umdie Fragerest¬
los aufzukäären .

St . . Weberweist zunächst den Vorwurf zurück ,dass die Wohnungsver - ¬

gebung nach parteipolitischen Grundsätzen erfolge .Bas Verlangen des Bun¬
des ,in den mit Bundeshilße gebauten Häusern auch die entsprechende Zahl von

Bundesangestellten unterzubringen ,ist nicht notwendig ,da in den städtischen

Neubauten seit 1919 schon viele tausende Bundesangestellte untergebracht worden

sind . DieZuweisungder Wohnungendurcheine Wohnungskommissionist unmög¬
lich ,da sie eine völlige Politisierung bedeuten würde . DieWohnungenkönnen

nicht nach dem Proporz der Parteien ,sondern nur nach der Wohnbedürftigkeit

jedes einzelnen Wohnungswerbers zugewiesen werden .( Beifall bei der Mehrhkit )

Eine solche Wohnungskommissionsicht auch dasBundeswohnbauförderungsgesetz
en

nicht vor .Jeder Private und jede Genossenschaftkönn/sich ihre Mieterauswählen .
Die Gemeindewird ihre Wohnungenunter den gleichen Bedingungenvergeben ,was
ihr ausdrückliches Recht ist . Nusden vom St . . Kunschakerwähnten Fall be¬

elektrische
trifft ,dass fürdie Zuleitung 19 . 000Schilling berechnet wurden ,sokann

es sich hier nicht umein Einfamilienhaus ,sondern es musssich umeingrös¬
seresObjekthandeln ,oderumein Objekt ,dassehrweitentferntvomaufge-¬
schlessenen Gebiet ist .Schon aus der Höheder Kosten ergibt sich ,wieunwirt¬
schaftlich die Erbauung dieses Hauses an der betreffenden Stelle sein muss

undmankanndochnicht vonderGemeindeverlangen ,dasssie etwaZuleitungskosten
auf sich nimmt . DieGemeinde Wien färdert die Bautätigkeit in einem weit grös¬

seremAusmassals alle übrigenGemeindenundLänderdurchVergebungvonBaurech¬
ten ,durch Steuerbefreiungen für Wohnbauten ,durch Befreiung der Neubautenvon
den Anliegerbeiträgen und durch Unterbringung der Parteien baufälliger Häuser .
Es liegt also gar kein Grund vor ,die Gewährung des Bundeszuschüsse irgendwie

zu verzügern .( Lebhafter Beifall und Händcklatschenbei derMehrheit ( .
Nach dem Schlusswort des Referenten Rzehak wird der Referentenan¬

trag angenommen .

Der Ehrenpreis von 1o00 Schilling für die Genossenschaft derbil¬
denden Künstder Wiens wird ohne Debattebewilligt .

GR .Reismannreferiert über den WohnhausbauXII . ,Kerngasse .Ausfüli¬
render Architekt ist Otto Kollisch ,Die voraussichtlichen Kosten belaufen sich

aufMSchilling 180 . 000 . DerBau enthält 34 Wohnungenin der übrlichen Ausstattung
GR . Müller ( . L .bezeichnet die in den Gemeindebauten übliche Zim¬

merbreite von ' 6Meter als zu gering .Er bemerkt sodann zu dem vomGR. Kunschak

erwähnten Fall des Hausbaues in der Tivoligegend ,dass der betreffende Bau¬
grund höchstens 50 bis 60 Meter von demaufgeschlossenen Gebiet entfernt liegt ,
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dass sich dort eine Anzahlanderer Baugründebefindet unddass schondes¬
halb dorthin die Kabelauf Kostender Gemeindegelegt werdenmüssten .Er
bringt sodannnouerlich den Wunsch vor ,dass das Gebict Altmannsdorf - ¬
Het zendorf endlich kanalisiert werdenmögeund verlangt ,beimWohnhausbau
Gaudenzdorfergürteldie Schaffungeines Eingangsin der Dichtelgassc .Erführt
auchBeschwerdedarüber ,dassKonsumvereincausanderenundzwarauchaus
sozialdemokratischen Parteihäusern ,wosie einen höheren Zins zahlenmüssen

herausgenommenundin Gemeindchümsernuntergebrachtwerden.Injedemgrösse¬
ren Gemeindebau wird ein Konsumberein errichtet und es ist verwunderlich ,

dassdie sozialdemokratischenGewerbetreibendensichdieseKonkurrenzbie¬
ten lassen . Rednerverlangt schliesslich ,dass der Liesingtalkanalendlichge¬
bautwerde ,damitdasGebietvonAltmannsdorfHetzendorfvondenSenkgruben
befreit werde .( Beifall bei der Minderheit ) .

Vorsitzender Bürgermeister Seitz erklärt ,dass der BaudiesesKa- ¬
nals schonvor demKriegwiederholtbehandeltwurde .DieGemeindekönnehetzt

darübernichtreden;manmüssedasErgebnisderAenderungderAbgabenteilung
abwarten .

GR. Reismannerwidert ,dassbei vielenWohnbauteneinigekleineWoh¬
nungensich ergeben ,da eine andereEcklösungnicht mäglichist . WasdenBau
des Liesingkknalesanlangt ,so hat sich seinerzeit die GemeindezurLeistung
eines loprotentigen Beitrages bereiterklärt ;der Bau ist aber darangeschei¬
tert ,dass die anderenKörperschaftennichts zahlenwollen .

GR. Müllerberichtigt tatsächlich ,dass die Gemeindeeine 20pro¬
zentige Beitragsleistungbeschlossenhat undder Baudeswegennichtdurchge¬
führt wird ,weil sie jetzt nur 1o Prozent zahlen will .

DerWohnhausbauwirdunverändertgenehmigt.
St . R.Weberberichtet überdie AusführungeinerWohnhausanlage

in der Engerthstrasse - Sturgasse .Es werden insgesamt 295 Wohnungenund 63Ein¬

zelräumeerrichtet .Die Baukostensind mit 1,970 . 000Schillingveranschlagt .
Das Projekt wurde von demArchitckten Josef Hahnverfasst .

GR. Binder( E . . )führt darüber Beschwerde ,dass in einemGemeinde¬
bau auf der Landstrasse die Räumeeiner Arbeiterbüchereizugleich alssozial¬
demökratisches Parteisekretariat berüzt werden .Es werden dort parteipoliti¬
sche Vorträge abgehalten ,Hier liegt ein Missbrauch vor und der amtsführen¬

de Stadtrat soll endlich auf diesem Gebiet Ordnung machen .DieMinderheit

müssegegen eine solche Verwandungder Räumein städtischen Bautenentschie¬
denst protestieren ( Beifall bei derMinderheit ) .

St . R .Weberentgegnet ,dass er es auf das entschiedenste ablehnen
müsse ,die politische Agitation in den Gemeindehäusern zu überwachen .Wenn
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die Mieter das Mietobjekt ordentlich instandhalten ,so kann die Wohnhäuser¬

verwaltungnichteinschreiten .(St. . Kunschak:SiehabenWohnungenzuvermieten
und nichtParteilokale ! )

DasWohnbauprojektwirdgenehmigt .

St. . Richterberichtet ,dassderBetriebWasserversorgungimJahre
1929einenUeberschussvon24,000Schillingverzeichnet . Essollennundieaus
denVorjahrenvorhandenenRücklagenvoninsgesamtrundvier MillionenSchil¬
lingfür die in dennächstenJahrennotwendigenWasserleitungsbautenverwendet

werden .

St. . Kunschacksagt ,dassdieserBetriebnachdemGrundsatzder
Selbstkostendeckunggeführtwirdzwasabernichtzutreffe .Mit1Millionen
Schilling kannmannatürlich keine Wasserleitungbauenundes handeltsich
deshalb dabei umthesaurierte Gelder .Manwill nicht eingestehen ,dassdies

Reingewinnesind ,dieandieKassederGemeindeabzuführenwären .DerSinndie¬
serRücklagenist alsoeineVerschleierungderGebarung. DerWasserleitungs¬
betrieb werdeauchunwirtschaftlich geführt .So hat maneinemGastwirtwegen
einerrückständigenGebührvonfünfSchillingdasWasserabgesperrt ,ohnevor¬
her eine Verständigung auszuschicken .Dies hat zu einer Sprengung desWarm¬

wasserspeichersgeführtundes ist nureinGlück ,dassdabeinichtMenschen
gefährdet wordensind . Sodarf manKundender Gemeindenicht behandeln .Die
Wassermengenreichenoftmalsnicht aus umdenBedarfzu decken ,der mitjedem
Wohnhausbausteigenmuss. Wirsindheuteleidersoweit,dasswirmitderStei¬
gerung des Wasserkosnumsnicht gleichen Schritt halten können und es mussda¬

mitgreechnetwerden ,dasswirbeiungünstigenElementarverhältnissenin
schwere Kalamitäten hinsichtlich der Wasserversorgung kommen .AlleHilfsmass¬

nahmansindvonsehrzweifelhaftemWert. DahermussallenErnstesdieFrage
studiertwerden ,waszugeschehenhat ,umeineWasserkalamitätvonWienfern¬
zuhalten.VorallemmüsstendieSchrebergärtenanlagenvonderHochquellenlei¬
tungabgesperrtundmitGrundwasserversorgt,ebensodiestädtischenundpri¬
vatenBädervonderHochquellenleitungabgeschaltetundandieBeschaffung
vonIndustriewasser auf andere Art als aus der Hochquellenleitunggeschritten
werden .Manwird letzten Endessich mit demBaueiner neuenTrinkwasserleitung
beschäftigenmüssenundwirhoffen ,dassdanichtzulangestudiertwerdenwird.
Wirbitten ,darüberdemGemeinderatehestensBerichtzuerstatten(Lebhafter
Beifall bei der . . )

St . . Richtorerwidertauf die Ausführungendes St . . Kunschaks,dom
Wunsche,BäderaufanderesWasserumzustellenseiRochnunggetragenworden.
DiemeistenBäderwerdenhouteschonmitWintalwasserbetrieben .In denan¬
derensoll die Umstellungbetriebenwerden ,wasauchdenVorteilhat ,dassdas
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Wientalwasserwärmerist . Ander Verbesserungder Wasserversorgungwird
ständiggearbeitet .WirsindimBegriffneueQuellenin diezweiteLeitung
einzuleitenunddieersteHochquellenleitungzuverbessern.Sobaldfertige
ProhektehinsichtlichderVerbesserungderWasserversorgungvorliegen,wird
derGemeinderatdamitbefasstwerden.AufdievomSt. .Kunschakgebrachte
BeschwerdewegenWasserabsperrungbemerktSt. . Richter ,dassjederAbsperrung
wiederholteMahnungenmitderAndrohungderAbsperrungvorausgehen,wasauch
indemerwähntenFallegeschehenseinmuss.(LebhefterBeifall. d.Mehrhd).

DerReferentenantragwirdangenommen.
GR. GroligreferiertüberdieRegelungderMarktgebührenaufoffenen

MärktenundindenMarkthallen. DerAntragist einProduktschwierigerVer-¬
handlungenundreiflicherErwägungenundzwarwurdenallekompetentenGenossen¬
schaftenzurBeratungherangezogen.EineRegelungderMarktgebührenwardrin¬
gendnotwendig,daschoneineganzeReihevonJahrehimMarktweseneinDefizit
besteht ,imletztenJahreinderHöhevon990. 000Schilling.MitderNeurege.
lungsollvondembisherigenSystemderStaffelungderGebührenabgegangen
unddieGebührenfürjedenQuadratmeterbemessenwerden.TrotzderErhöhung
derGebührenwirdsichimJhre1930nochimmereinDefizitvon502.000Schillingergeben .

GR. Huber( . . )protestiert,dassderGemeinderatinderletztenMi¬
nutemirderVorlageüberrumpeltwerde.DieErhöhungderMarktgebührenistein
Skandal. DieWirtschaftgehtzugrunde,dieEinnahmenderMarktleutebetragenoft
nur3bis1Schillingtäglich ,sodassdieMarktleutedieseErhöhungeinfach
nichtaushaltenkönnen ,die bis zu110Prozentausmacht. DerReferenthater¬
klärt ,dassdieGebührenerhöhungimvollenEinvernehmenmitderGenossenschaft
vorgenommenwird . Daist er falschinformiert ,dadieGenossenschaftdie
Gemeindedringendersuchthat ,voneinerErhöhungderzeitAbstandzunehmen.
( Rufebeider . L.: DerGemeinderatwirdbelogen). VonderGenossenschaftliegt
wedereineErklärung,nocheineZustimmungvorundesisteineLügezubehaup¬
ten ,dassderGenossenschaftsausschussderGebührenerhöhungzugestimmthat .
DieGenossenschaftwarbeiSt. .Breitner,docherhatalleEinwendungenabge¬
lehnt . DadieGebührenerhöhungfürdieMarktleuteunerträglichist,beantrage
ichdenGegenstandvonderTagesordnungabzusetzen.(Beifallbeider. . )

GR. Stöger( . . )erklärt ,dassdieGemeindenunmehrumübereine
halbeMillionSchillingmehrausdenMarktleutenherausholenwird .Diesin
einerZeit ,wodieMarktleutetatsächlichoftTageseinnahmenvon3bis
Schillinghaben. Erverweistdarauf ,dassdieMarktleutederschärfstenKon¬
kurrenzbesondersdurchdie KonsumgenössenschaftWienausgesetztsind ,die368
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in jedem städtischen NeubauGeschäftslokale für eine neue Filiale erhält .
In diesemZusammenhangverweistder Rednerauf ein SchreibendesVorsteher
StellvertretersdesFürsorgeinstitutsWieden ,dasdieseramParteiendesGe¬
meindebauesin derSchelleingassegerichtethat .IndiesemSchreibenwerceneerden

die Parteien eingeladen ,der Konsumorganisation Wien beizutreten .( Dasist

unerhört ! ) Aufder einen Seite machen sie dem Gewerbe eine unerhörte Konkurrent
undaufderanderenSeiteversuchenSiedieGewerbetreibendenmitderStuuer¬
schraube zu erwürgen . DerRedner schildert sodann die Lage der Marktleute und
verlangt ebenfalls die Absetzungdes Geschäftsstückes .( Beifall ) .

E
Der Vorsitzende GR. Weiglerklärt ,dass mit Rücksikht darauf ,dass

die Vorlage eingehend ,im Stadtsenat sogar in zwei Sitzungen ,behandeltwordenneuen
ist und die Gebühren ab 1 .Juni eingehobenwerdensollen ,nicht in
derLagesei ,denGegønstandabzusetzen.(Widerspruchbeider. . )

da
In seinem Schlusswort verweist der Referent ,dass Wien gegenwär¬

tig über 500Ständemehrhabeals imJahre 1913. Ausserdemsind über30. 000
Lebensmittelhändlerin Wien ,die wesentlichmehrLastentragen müssen ,alsdie
Marktgebührenausmachen.Uebrigenswerdenin allenanderenStädtenOesterreichs
höhere Marktgebühreneingehoben .Die Marktleute haben sowohlmitSt . . Kokrda

als auchmitSt . R.Breitnergesprochen.SiehabendabeidenWunachgeäussert,
dass die unbefugtenHändlerauf den Märktenverschwindensollen .Schliesslich
stellt der Referent fest ,dass laut § 69 der Gewerbeordnung die Gemeindebefugt

7und bemüssigt ist ,die Marktgebihren so einzuheben ,dass sich die Märkte selbst
erhalten .Innden Vorkriegsjahren aber wurden bedeutend höhere Gebühreheingeho¬

ben .
Nachtatsächlichen Berichtiguggender . . Huber ,Stöger und desRe¬ferenten wird die Vorlageangenommen.
Es wird hierauf der Lringlichkeitsantrag Millik in Verhandlung

gezogen und nach einer kurzen Begründung des GR. Millik dem Antrag die Dring¬
lichkeit zuerkannt . - ZumMeritum des Antrages bemerkt GR . Millik ,dass durch die
Pfeilerauswechslungen an den Ecken und Schmieseln Leben und Gesundheit nicht
nur der Hausbweohner sondern auch der Passanten in bedenklicher Weisegefähr¬det wärde . Vor dem katastrophalen Hauseinsturz auf der Alserbachstrassehabe der Redner angeregt ,die Pfeilerentfernungen zu untersagen und tatsäch¬

lich hat die Baudirektion die Vorschriften für die Pfeilerauswechslungen ver¬schärft ,aber in der Mariahilferstrasse Ecke Kasernengasse sind dieder sämtlich
Eck - undSchmieselpfeiler entfernt worden ,was auf diesem frequentierten Punkt

eine grosse Gefahr bedeutet .In einem Gutachten der Baumeister wirdfestgestelltdass solhhe Pfeilerentfernungen unverantwortlich sind und tatsächlich lehnen
trotz der grossen Arbeitsnot es 98 Prozent der Baumeister ab ,solche Eck¬

und Schmieselpfeiler herauszunehmen . DerRedner ersucht seinen Antraganzuneh¬
men ( Beifall bei der . L

St . . Lindererklärt ,dass die Baupolizei am 24 .Oktober strenge Vor¬
schriften üger die AuswechslungvonPfeilern hinausgegebenhat . TrotzallerUnterstützung der Bestrebungen der Kaufleute ,grosse Schaufenster zubekommen,wird jedes einzelne Bauvorhaben genau geprüft und individuell entschieden .Aben
unter Umständen kann die Auswechslung eines Hauptpfeilers besser sein als sei¬
ne Belassung . Dasist auch in der Kasernengasse der Fall ,wo anstelle der Eck¬

pfeiler ein eisernes Rahmengestell gemacht ,Träger oben und unten und Stützen
der Länge nach angebracht ,Pfeiler ,Träger und Stützen mit Betdn ausgefüllt und
mit Beton ummantelt wurden .Eine Annahme des Antrages Millik würde zur Folge
haben ,dassPfeilerauswechslungeüberhaupt unmöglich werden . St . . Linderbittet
daher ,diesen Antrag abzulehnen und versichert ,dass Baupolizei und Bauamt alles
erdenkliche tun ,um irgendwelhhe Katastrophen zu verhüten .( Lebhafter Beifall ) .

Der Antrag wird abgelehnt .
Schluss der Sitzung 22 Uhr
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